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sowie Teilnahmegebühren für die Qualifizierungsmaßnahme 
zurückgefordert werden. Für die auf der Grundlage von Fest­
legungen in der LPG-Betriebsordnung gewährten Ausgleichs­
zahlen für Freistellungen im Rahmen der Qualifizierungs­
maßnahmen besteht dagegen keine Rückzahlungspflicht.
2. Zu den Voraussetzungen der Bestätigung einer Einigung 
gehört, daß das Gericht den Sachverhalt in dem Umfang auf­
geklärt und die Rechtslage den Prozeßparteien erläutert hat, 
daß sie in der Lage sind, in Kenntnis ihrer Rechte und Pflich­
ten zu disponieren.
OG, Urteil vom 3. August 1988 — 1 OZK 8/88.

Der Verklagte war vom 1. Februar 1979 bis 31. Mai 1986 Mit­
glied der klagenden LPG. Ab September 1979 wurde er zur 
Teilnahme an einem Meisterlehrgang delegiert, den er am 
31. August 1981 erfolgreich abschloß.

Im Delegierungsvertrag war als Verpflichtung der LPG 
u. a. aufgeführt: Zahlung von wöchentlich 15 M als Unterstüt­
zung für Fahrtkosten, von 50 M als Büchergeld für die ge­
samte Studienzeit sowie Zahlung von 75 M bei Erreichen der 
Abschlußnote „sehr gut“. Hinsichtlich der Vergütung für Frei­
stellungen war aufgenommen worden, daß „Durchschnittsver­
dienst“ gezahlt wird.

Die vom Verklagten übernommene Verpflichtung lautete 
u. a.: „Nach erfolgreichem Abschluß des Studiums verpflichtet 
sich der Studierende, mindestens 5 Jahre im Betrieb zu ar­
beiten. Der Studierende wurde belehrt, daß er bei Nichteinhal­
tung der festgelegten Punkte im Vertrag auf der Grundlage 
der Betriebsordnung materiell zur Verantwortung gezogen 
werden kann.“

Am 31. Januar 1986 beantragte der Verklagte seinen Aus­
tritt aus der LPG, dem die Vollversammlung durch Beschluß 
entsprach.

Die Klägerin hat Klage erhoben und im Verfahren zuletzt 
beantragt, den Verklagten zur Zahlung von 4 977,90 M 
(1 012,50 M Lehrgangskosten, 840 M Fahrtkosten, 50 M Bücher­
geld, 75 M „Vergütung“ für Abschlußnote und 3 000,40 M Ver­
gütung für 520 Stunden Freistellung) nebst 4 Prozent Zinsen 
seit 1. Juni 1986 zu verurteilen. Sie hat vorgetragen, daß die 
Vollversammlung neben ihrer Zustimmung zum Austritt des 
Verklagten auch beschlossen habe, den Verklagten materiell 
zur Verantwortung zu ziehen.

Der Verklagte hat die Ablehnung der Zahlung damit be­
gründet, daß die von ihm im Delegierungsvertrag übernom­
mene Verpflichtung keine rechtliche Grundlage habe. Sie be­
ziehe sich außerdem nur auf die Meistertätigkeit, die er seit 
Abgabe seines Austrittsantrags nicht ausübe. Zudem wäre eine 
Gegenüberstellung der Qualifizierungskosten zu der von ihm 
geleisteten Arbeit angebracht.

Am 30. April 1987 haben die Prozeßparteien eine gericht­
liche Einigung abgeschlossen, nach der sich der Verklagte ver­
pflichtet hat, den geforderten Betrag von 4 977,90 M nebst 
4 Prozent Zinsen ab Juni 1986 in monatlichen Raten von 100 M 
bis zum 25. eines jeden Monats — beginnend ab Mai 1987 — 
zurückzuzahlen.

Da beide Prozeßparteien Verzicht auf Widerruf der Eini­
gung erklärt haben, konnte der Widerruf des Verklagten vom 
18. Mai 1987 keine Rechtswirkungen auslösen.

Gegen die durch Protokollaufnahme bestätigte gerichtliche 
Einigung hat der Präsident des Obersten Gerichts Kassations­
antrag gestellt, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Der Kassationsantrag geht zutreffend davon aus, daß die ge­
richtliche Bestätigung einer Einigung u. a. voraussetzt, daß 
das Gericht den Sachverhalt in dem Umfang aufgeklärt und 
den Prozeßparteien die Rechtslage erläutert hat, daß sie in 
der Lage sind, in Kenntnis ihrer gegenseitigen Rechte und 
Pflichten zu disponieren (vgl. ZPO-Kommentar, Berlin 1987, 
Anm. 2.1. zu § 45 [S. 87] und Anm. 1.2. zu § 46 [S. 88]; OG- 
Informationen 1986, Nr. 1, S. 21). Überblicken die Partner der 
Einigung die Sach- und Rechtslage auf Grund unzureichen­
der Hinweise nicht und treffen sie deshalb Verfügungen, mit 
denen sie auf die Durchsetzung von Rechten verzichten oder 
Pflichten eingehen, die in den Rechtsvorschriften keine 
Grundlage haben, verletzt die Bestätigung einer derartigen 
Einigung das Recht.

Ein solcher Fall liegt hier vor.
Für die Rechtslage in diesem Rechtsstreit ist folgendes 

bestimmend: Gemäß § 32 Abs. 1 und 2 LPG-G ist jeder Ge­

nossenschaftsbauer berechtigt und verpflichtet, sich die für 
die Ausübung seiner Tätigkeit und für seine Persönlichkeits­
entwicklung erforderlichen politischen und fachlichen Kennt­
nisse anzueignen. Die LPGs haben in diesem Zusammen­
hang die Aufgabe, die erforderlichen Bedingungen zu schaf­
fen, um durch eine planmäßige Bildung ihre Mitglieder zu 
befähigen, die hohen gesellschaftlichen Aufgaben zu erfüllen. 
Davon ausgehend ist die Frage, wer die mit der Qualifizie­
rung zusammenhängenden finanziellen Ausgaben (Qualifi­
zierungskosten) zu tragen hat, differenziert zu beurteilen.

In Betriebsordnungen und individuellen Vereinbarungen 
kann festgelegt werden, daß die Mitglieder die ihnen wäh­
rend der Weiterbildung gezahlte Unterstützung (vgl. Ziff. 24 
MBO LPG [P]) zurückzuzahlen haben (vgl. Kommentar zum 
LPG-G, Berlin 1985, Anm. 2 zu § 32 [S. 98]). Das ist zulässig 
für den Fall, daß ein Mitglied ohne gesellschaftlich gerecht­
fertigten Grund eine im Zusammenhang mit der Gewährung 
der Unterstützungsmaßnahme abgegebene Verpflichtung, 
nach Abschluß der Qualifizierungsmaßnahmen für eine Min­
destdauer an Jahren das Mitgliedschaftsverhältnis aufrecht­
zuerhalten, nicht einhält (vgl. OG, Urteil vom 25. April 1968 — 
1 Uz 3/67 - [OGZ Bd. 12 S.433; NJ 1968, Heft 15, S. 474]; BG 
Schwerin, Urteil vom 15. April 1980 — Kass. ВАК 3/80 — 
[NJ 1981, Heft 10, S. 472]).

Dabei kann der Rückforderungsanspruch nur die Leistun­
gen umfassen, die die LPG zur Unterstützung von Genossen­
schaftsbauern bei der Qualifizierung auf Grund eigener Fest­
legungen übernommen hatte, Leistungen also, die diejenigen 
übersteigen, die sie entsprechend ihrer eigenen Verantwor­
tung für die Aus- und Weiterbildung ihrer Mitglieder selbst 
zu tragen verpflichtet ist.

In welchem Umfang die Mitglieder einerseits und die Ge­
nossenschaft andererseits Qualifizierungskosten zu tragen 
haben, ist durch LPG-rechtliche Rechtsvorschriften nicht 
ausdrücklich geregelt. Auf der Grundlage des in den genos­
senschaftlichen Arbeitsverhältnissen erreichten Entwick­
lungsstandes ist es gerechtfertigt, insoweit die im Arbeits­
recht geltenden Regelungen (insbesondere § 152 AGB) analog 
anzuwenden.

Das bedeutet zunächst, daß auch LPG-Mitglieder, ebenso 
wie die im Arbeitsrechtsverhältnis stehenden Werktätigen, 
in jedem Fall Reisekosten für die Teilnahme an Qualifizie­
rungsveranstaltungen, Kosten für die Anschaffung notwen­
diger Literatur und persönlicher Arbeitsmittel sowie Teil­
nahmegebühren für die Qualifizierungsmaßnahmen selbst zu 
tragen haben und diese Kosten — falls sie die LPG dennoch 
übernommen hatte — von ihnen zurückzuerstatten sind, wenn 
obengenannte Voraussetzungen dafür vorliegen. Andererseits 
bedeutet die analoge Anwendung arbeitsrechtlicher Grund­
sätze nicht, daß die LPGs ausnahmslos und undifferenziert 
verpflichtet wären, Ausgleichszahlungen für die Freistellung 
von der Arbeit zur Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
zu gewähren. Entsprechende Festlegungen darüber haben sie 
vielmehr unter Berücksichtigung der konkreten Bedingungen 
und Möglichkeiten selbst zu treffen, wie es nach Ziff. 43 MBO 
LPG (P) für die Freistellung von der Arbeit, z. B. für die 
Wahrnehmung ihrer staatsbürgerlichen Rechte und für die 
Persönlichkeitsentwicklung, vorgesehen ist, wobei dabei auf 
die Anlehnung an das AGB orientiert wird. In Übereinstim­
mung damit steht die Festlegung in Ziff. 55 MSt LPG (P), daß 
die konkrete Ausgestaltung der sozialpolitischen Rechte in 
Beschlüssen der LPG ebenfalls in Anlehnung an die für Ar­
beiter geltenden Rechtsvorschriften erfolgen soll, wenn die 
erforderlichen Voraussetzungen in der LPG geschaffen sind. 
In die gleiche Richtung zielt die grundsätzliche Regelung in 
§ 33 LPG-G, wonach die LPGs u. a. das Recht zur Aus- und 
Weiterbildung als Maßnahme der sozialen Sicherstellung der 
Mitglieder zu gewährleisten haben.

Wenn eine LPG in Übereinstimmung mit diesen generel­
len Vorschriften — wie die Klägerin in Ziff. 42 ihrer Betriebs­
ordnung, auf die im Kassationsantrag hingewiesen ist — eine 
Ausgleichszahlung für die Freistellung von der Arbeit für die 
Qualifizierung festgelegt hat, kann diese, entsprechend der 
Zweckbestimmung der Ausgleichszahlung, den Lebensunter­
halt des betreffenden Genossenschaftsbauern und seiner Fa­
milie während der Zeit der Qualifizierung zu sichern, nach-


